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Verordnung
über die Veränderungssperre 12-7 B/42

im Bezirk Reinickendorf von Berlin, Ortsteil Wittenau
Vom 24. Februar 2004

Auf Grund des § 16 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der
Fassung vom 27. August 1997 (BGBl. I S. 2141, 1998 I S. 137),
zuletzt geändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 23. Juli 2002
(BGBl. I S. 2850/2852) in Verbindung mit § 13 Abs. 1 des Gesetzes
zur Ausführung des Baugesetzbuchs (AGBauGB) in der Fassung
vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), wird verordnet:

§ 1
Für die Grundstücke Wallenroder Straße 7 und Wittenauer Straße

88/100 im Bezirk Reinickendorf, Ortsteil Wittenau, für die das Be-
zirksamt die Aufstellung des Bebauungsplans 12-7 B (Teilbereich b)
beschlossen hat, tritt eine Veränderungssperre gemäß § 14 des Bau-
gesetzbuchs ein.

§ 2
Je ein Übersichtsplan mit den Grenzen des räumlichen Geltungs-

bereiches der Veränderungssperre liegt zur kostenfreien Einsicht-
nahme während der Dienststunden beim Bezirksamt Reinickendorf
von Berlin, Bau-, Grundstücks- und Gebäudemanagement, Fachbe-
reich Stadt- und Regionalplanung und Fachbereich Bau- und Woh-
nungsaufsicht, aus.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit
etwaiger Entschädigungsansprüche für eingetretene Vermögens-
nachteile durch die Veränderungssperre (§ 18 Abs. 2 Satz 2 und
3 BauGB) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 18 Abs. 3 BauGB)

wird hingewiesen.

§ 4
Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen lassen

will, muss eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs innerhalb eines
Jahres seit der Verkündung dieser Verordnung schriftlich gegenüber
dem Bezirksamt Reinickendorf von Berlin geltend machen; der
Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Nach
§ 32 Abs. 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs ist die
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes
nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist unbeachtlich. Die Be-
schränkung des Satzes 1 gilt nicht, wenn die für die Verkündung die-
ser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt worden sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 24. Februar 2004

Bezirksamt Reinickendorf von Berlin

Marlies W a n j u r a Dr. Michael W e g n e r

Bezirksbürgermeisterin Bezirksstadtrat
für Bau-, Grundstücks-

und Gebäudemanagement
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Achtzehnte Verordnung
zur Änderung der Kapazitätsverordnung

Vom 11. März 2004

Auf Grund des § 10 des Berliner Hochschulzulassungsgesetzes
vom 29. Mai 2000 (GVBl. S. 327) in Verbindung mit Artikel 16
Abs. 1 Nr. 15 des Staatsvertrages über die Vergabe von Studienplät-
zen vom 24. Juni 1999 (GVBl. 2000 S. 330) wird verordnet:

Artikel I
Die Anlage 2 der Kapazitätsverordnung vom 10. Mai 1994 (GVBl.

S. 186), zuletzt geändert durch Verordnung vom 19. Mai 2003 (GVBl.
S. 181), wird wie folgt geändert:
1. Abschnitt I Buchstabe c wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgende neue Nummer 37 eingefügt:
„37 Medienwissenschaft 3,6“.

b) Die bisherigen Nummern 37 bis 50 werden die neuen Num-
mern 38 bis 51.

2. Abschnitt I Buchstabe e erhält folgende Fassung:
„1 Gebärdensprachendolmetschen 4,79
„2 Sozialpädagogik / Erziehungswissenschaft 3,0
„3 Rehabilitationspädagogik 4,0“.

Artikel II
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Sie findet erstmals auf das
Vergabeverfahren zum Sommersemester 2004 Anwendung.

Berlin, den 11. März 2004

Senatsverwaltung für Wissenschaft,
Forschung und Kultur

F l i e r l
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans I-39

im Bezirk Mitte von Berlin, Ortsteil Mitte

Vom 16. März 2004

Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung
vom 27. August 1997 (BGBl. I S. 2141, 1998 I S. 137), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 23. Juli 2002 (BGBl. I
S. 2850/2852), in Verbindung mit § 6 Abs. 5 Satz 1 des Gesetzes zur
Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November
1999 (GVBl. S. 578), wird verordnet:

§ 1

Der Bebauungsplan I-39 vom 8. November 2002 mit Deckblatt
vom 9. Juli 2003 für das Gelände zwischen Reinhardtstraße, Fried-
richstraße, Schiffbauerdamm und  Albrechtstraße im Bezirk Mitte,
Ortsteil Mitte, wird festgesetzt.

§ 2

Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Mitte
von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung, Vermessungsamt, beglau-
bigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt
Mitte von Berlin, Abteilung Stadtentwicklung, Fachbereich Stadt-
planung und Fachbereich Bau- und Wohnungsaufsicht, während der
Dienststunden kostenfrei eingesehen werden.

§ 3

Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche (§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 Bauge-
setzbuch) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Abs. 4 Baugesetzbuch)

wird hingewiesen.

§ 4

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen
lassen will, muss

1. eine Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften, die in
§ 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 des Baugesetzbuchs bezeichnet
oder die im Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthal-
ten sind, innerhalb eines Jahres,

2. Mängel der Abwägung innerhalb von sieben Jahren

seit der Verkündung dieser Verordnung schriftlich gegenüber dem
Bezirksamt Mitte von Berlin geltend machen; der Sachverhalt, der
die Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. Nach
§ 215 Abs. 1 des Baugesetzbuchs und nach § 32 Abs. 2 des Gesetzes
zur Ausführung des Baugesetzbuchs wird die Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften sowie des Abwägungsgebots nach
Ablauf der in Satz 1 genannten Fristen unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz-
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 16. März 2004

Bezirksamt Mitte von Berlin

Z e l l e r Dorothee D u b r a u

Bezirksbürgermeister Bezirksstadträtin


